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 Wer sind „die Kinder" in einem Patchwork-
Ehegattentestament? 

Meine - deine - unsere Kinder, was genau Ehe-
gatten einer Patchwork-Ehe in einem gemein-
schaftliches Testament genau wollten, ist häu-
fig Gegenstand von Rechtsstreitigkeiten, so 
auch in einem Beschluss des OLG Düsseldorf 
vom 25.11.2020 (3 Wx 198/20). 

Der Ehemann brachte eine Tochter, die Ehefrau 
einen Sohn und eine Tochter in die Ehe mit. Ge-
meinsam errichteten sie ein Testament und 
setzten sich gegenseitig zu Alleinerben ein. 
Nach dem Tod des letzten Ehegatten sollten 
„die Kinder“ ihre Schlusserben sein. Zum Zeit-
punkt der Errichtung des Testaments wohnten 
nur die beiden Kinder der Ehefrau im gemein-
samen Haushalt, zu der Tochter des Ehemanns 
gab es keinen Kontakt. 

Das OLG hat die Schlusserbeneinsetzung der 
Kinder so ausgelegt, dass nur die Kinder der 
Ehefrau gemeint sind. Zwar sei auch die Toch-
ter ein Kind der Ehegatten, entscheidend sei 
aber, was die Erblasser mit ihren Worten wirk-
lich sagen wollten. Schon nach dem allgemei-
nen Sprachgebrauch seien unter „die Kinder" 
nur die im Haushalt der Ehegatten lebenden 
Kinder gemeint, dies insbesondere der Kontakt 
zur Tochter des Ehemanns nicht bzw. nur rudi-
mentär bestand. 

Eine präzise Formulierung hätte wie so oft für 
Klarheit gesorgt und die Auslegungsschwierig-
keiten vermieden, denn im Nachhinein lässt 
sich der wirkliche Wille nur vermuten aber nicht 
mehr sicher feststellen, da die Erblasser nicht 
befragt werden können. Es ist daher entschei-
dend, das wirklich Gemeinte im Testament ge-
nau zum Ausdruck zu bringen. Hier hätten die 
Ehegatten zum Beispiel dadurch, dass sie die 
Namen der Kinder ausdrücklich aufführen, 
Streit vermeiden können. 

OLG Düsseldorf, Beschluss vom 25.11.2020 - 3 
Wx 198/20 

 

 Vollmacht statt Sorgerechtsübertragung 

Soweit dies dem Kindeswohl am besten ent-
spricht, kann im Falle des gemeinsamen Sorge-
rechts dieses ganz oder teilweise auf einen El-
ternteil übertragen werden, welcher dann für 
den betroffenen Bereich oder insgesamt Ent-
scheidungen alleine trifft. Durch das Oberlan-
desgericht Hamburg war in einem Beschluss 
vom 25.09.2020 - 12 WF 105/20 (FamRZ 
2021,204) über folgenden Sachverhalt zu ent-
scheiden: 

Getrennt lebende Eltern, mit Kindern im Alter 
von 6 bzw. 4 Jahren sind gemeinsam sorgebe-
rechtigt. Die Kinder leben überwiegend bei der 
Kindesmutter, zwischen den Eltern wurden 
nach der Trennung mehrere Verfahren zu strei-
tigen Frage des Umgangs und Sorgerechts ge-
führt. Es kam in zwei Sorgerechtsverfahren zu 
einem einvernehmlichen Abschluss in der 
Form, dass der Kindesvater zugunsten der Kin-
desmutter Vollmacht zur alleinigen Entschei-
dung für verschiedene Bereiche (Gesundheits-
fürsorge und Kindergarten) erteilt hat. Zuletzt 
wurde am 02.01.2020 ein Vergleich geschlos-
sen, mit Bestätigung des gewöhnlichen Aufent-
halts beider Kinder bei der Kindesmutter, im Üb-
rigen Ausweitung der bestehenden Vollmacht 
zugunsten der Kindesmutter im Bereich des 
Sorgerechts. Sodann hat die Kindesmutter am 
29.06.2020 erneut Antrag auf Übertragung des 
alleinigen Sorgerechts gestellt, wesentliche 
neue Argumente wurden nicht vorgebracht, le-
diglich auf eine fehlende Gesprächsbasis zwi-
schen den Eltern verwiesen. 

In beiden Instanzen, beim Amtsgericht sowie 
auch durch das OLG Hamburg wurde die hier-
für, für das weitere Verfahren, beantragte Ver-
fahrenskostenhilfe abgelehnt. Zwar wurde nicht 
der verschärfte Maßstab für eine Abänderung 
einer gerichtlichen Entscheidung gemäß § 1696 
BGB angewandt. Allerdings wurde darauf ver-
wiesen, dass die erst kurz zuvor getroffene Ver-
einbarung im Zweifel annehmen lässt, dass 
dies dem Kindeswohl am besten entspricht. 
Nachdem neue Gründe gegen die vorange-
hende Vereinbarung nicht vorgebracht worden 
sind, wurde dem Sorgerechtsantrag keine Er-
folgsaussicht zugesprochen, Verfahrenskos-
tenhilfe deshalb abgelehnt. 
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Die Entscheidung belegt, dass bei dauerhaft 
streitigen Fragen zu gewissen Bereichen des 
gemeinsamen Sorgerechtes die Erteilung einer 
Vollmacht geeignet sein kann, bei Beibehaltung 
des grundsätzlich gemeinsamen Sorgerechts, 
dies dauerhaft zu lösen. 

Oberlandesgericht Hamburg, Beschluss vom 
25.09.2020 - 12 WF 105/20 

 

 Medienstaatsvertrag ersetzt Rundfunk-
staatsvertrag 

Seit November 2020 wurde der Rundfunk-
staatsvertrag durch den Medienstaatsvertrag 
ersetzt. Dies betrifft auch Internetseiten insbe-
sondere soweit journalistisch-redaktionelle In-
halte angeboten werden (z.B. Blogs, YouTube-
Kanal, Facebook-Fanpage usw.). Diese muss-
ten schon bisher nach § 55 Abs. 2 RStV einen 
inhaltlich Verantwortlichen benennen. Diese 
Vorschrift ist jetzt durch § 18 Abs. 2 Medien-
staatsvertrag ersetzt worden. Dementspre-
chend sollte das Impressum der Homepage 
überarbeitet werden und der bisherige Text 
„Verantwortlich im Sinne des § 55 Abs. 2 RStV" 
durch „Verantwortlich im Sinne des § 18 Abs. 2 
Medienstaatsvertrag“ ersetzt werden. Als Ver-
antwortlicher ist wie bisher eine Person zu be-
nennen, die: 

1. ihren ständigen Aufenthalt im Inland hat, 

2. die Fähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden, 
nicht durch Richterspruch verloren hat, 

3. unbeschränkt geschäftsfähig ist und 

4. unbeschränkt strafrechtlich verfolgt werden 
kann. 

Neu hinzu kommt die Pflicht nach § 18 Abs. 3 
Medienstaatsvertrag bei der Veröffentlichung 
automatisierter Inhalte, dies entsprechend zu 
kennzeichnen. 

 

 

 Mietminderung bei Flächenabweichung 

Mit Urteil vom 25.11.2020 - XII ZR 40/19 - be-
fasste sich der Bundesgerichtshof erneut mit 
der Frage, unter welchen Voraussetzungen die 
Miete bei einer Flächenabweichung gemindert 
werden kann. 

Der Mieter mietete im Juni 2015 vom Vermieter 
Räumlichkeiten zum Betrieb einer Ballett-
schule. Das Mietobjekt ist in § 1 des Mietver-
trags (Mieträume) beschrieben, der auf einen 
als Anlage 1 bezeichneten Grundriss Bezug 
nimmt, in dem die vermieteten Flächen gekenn-
zeichnet sind. Die Gesamtfläche des Mietob-
jekts beträgt danach ca. 300 m². Mit Schreiben 
vom 19.08.2016 teilte der Vermieter dem Mieter 
mit, dass nach durchgeführten Umbauarbeiten 
nicht die in der Anlage 1 zum Mietvertrag aus-
gewiesene Fläche, sondern eine um ca. 10 m² 
kleinere Fläche übergeben worden sei. Der Ver-
mieter bat den Mieter daher um Unterzeichnung 
eines entsprechenden Nachtrags, dem als An-
lage 1 ein aktueller Grundrissplan beigefügt 
war. Diesen Nachtrag unterzeichnete der Mie-
ter nicht. Er erhebt Klage und begehrt die Fest-
stellung, dass der Mieter berechtigt ist, die mo-
natliche Bruttomiete um 10 % zu mindern. 

Der Bundesgerichtshof entscheidet wie die Vo-
rinstanzen, dass die Klage unbegründet ist. 
Nach § 536 Abs. 1 S. 1 und 2 BGB ist der Mieter 
bei Vorliegen eines Mangels der Mietsache, der 
ihre Tauglichkeit zum vertragsgemäßen Ge-
brauch aufhebt oder mindert, von der Entrich-
tung der Miete befreit bzw. nur zur Entrichtung 
einer angemessenen herabgesetzten Miete 
verpflichtet. Eine unerhebliche Minderung der 
Tauglichkeit bleibt dabei außer Betracht (§ 536 
Abs. 1 S. 3 BGB). Ein Mangel der Mietsache im 
Sinne von § 536 Abs. 1 S. 1 BGB ist die für den 
Mieter nachteilige Abweichung des tatsächli-
chen Zustands der Mietsache von dem vertrag-
lich Vereinbarten. Welchen Sollzustand die ver-
mietete Sache spätestens bei Überlassung an 
den Mieter aufweisen muss, bestimmen grund-
sätzlich die Vertragsparteien durch die Festle-
gung des dem Mieter jeweils geschuldeten ver-
tragsgemäßen Gebrauchs. 

Der Mietgegenstand ist wegen der Flächenab-
weichung mit einem Sachmangel im Sinne von 
§ 536 Abs. 1 S. 1 BGB behaftet. Auch der Bun-
desgerichtshof hat in der Vergangenheit bei der 
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Miete von Räumen die Unterschreitung der ver-
traglich vereinbarten durch die dem Mieter vom 
Vermieter tatsächlich überlassene Fläche stets 
als Sachmangel im Sinne von § 536 Abs. 1 S. 1 
BGB behandelt (beispielsweise BGH NJW 
2018, 2317 Rn. 16). Diese Rechtsprechung be-
zieht sich nicht nur auf Fälle, in denen die 
Mietflächenabweichung auf einer falschen Be-
rechnung der Fläche einer ansonsten vertrags-
gemäß und vollständig übergebenen Mietsache 
beruhte, sondern auch auf Sachverhalte, in de-
nen die Unterschreitung der vertraglich verein-
barten Mietfläche durch Umbauarbeiten verur-
sacht wurde, die nach Abschluss des Mietver-
trags durchgeführt wurden (BGH NJW 2005, 
2152). Somit lag im zu entscheidenden Fall auf-
grund der Flächenabweichung ein Sachmangel 
vor. Durch die Bezeichnung des Mietobjekts in 
§ 1 des Mietvertrags und dem als Anlage 1 bei-
gefügten Grundrissplan haben die Vertragspar-
teien eine verbindliche Beschaffenheitsverein-
barung bezüglich Größe, Raumgestaltung und 
Zustand getroffen und damit die geschuldete 
Leistung festgelegt. Die in dem Grundrissplan 
enthaltenen Flächenangaben dienten nicht le-
diglich der Beschreibung des Mietobjekts, son-
dern wurden auch vertraglich vereinbart. Tat-
sächlich weist jedoch die Nutzfläche entgegen 
der vertraglich vereinbarten Größe eine um ca. 
10 m² kleinere Fläche auf, weshalb das Mietob-
jekt nicht der vertraglich vereinbarten Sollbe-
schaffenheit entspricht. Dass die vereinbarten 
Nutzflächen in dem Grundrissplan nur mit ei-
nem Circa-Maß angegeben sind, steht der An-
nahme eines Sachmangels nicht entgegen 
(BGH NJW 2012, 3173 Rn. 16). 

Allerdings ist der Mieter dennoch nicht zur Min-
derung der Miete berechtigt, weil er nicht aus-
reichend dargelegt hat, durch die geringfügige 
Flächenabweichung in dem vertragsgemäßen 
Gebrauch der Mietsache beeinträchtigt zu sein. 
Trotz des Vorliegens eines Sachmangels er-
folgt eine Minderung der Miete nur dann, wenn 
die Tauglichkeit der Mietsache zum vertragsge-
mäßen Gebrauch beeinträchtigt wird (§ 536 
Abs. 1 S. 2 BGB) und diese Gebrauchsbeein-
trächtigung gemäß § 536 Abs. 1 S. 3 BGB nicht 
nur unerheblich ist (BGH NJW 2013, 44 Rn. 41). 
Die Minderung ist Ausdruck des das Schuld-
recht prägenden Äquivalenzprinzips. Durch sie 
soll die von den Vertragsparteien festgelegte 
Gleichwertigkeit zwischen den beiderseitigen 
Leistungen bei einer Störung auf der Vermieter-
seite wiederhergestellt werden. Für eine redu-
zierte Nutzungsmöglichkeit soll der Mieter auch 
nur eine reduzierte Miete leisten müssen. Daher 
scheidet eine Herabsetzung der Miete während 
der Zeit, in der der Mieter die Mietsache trotz 
Vorliegens eines Mangels uneingeschränkt ver-
tragsgemäß nutzen kann, aus. Deshalb hat der 
Mieter neben dem Vorliegen eines konkreten 
Sachmangels darzulegen, dass die Tauglich-

keit der Mietsache zum vertragsgemäßen Ge-
brauch beeinträchtigt ist. Das Maß der Ge-
brauchsbeeinträchtigung braucht er hingegen 
nicht vorzutragen (BGH NJW-RR 2016, 1291 
Rn. 5). Für das Vorliegen von Umständen, die 
eine Beeinträchtigung des Mietgebrauchs als 
unerheblich erscheinen lassen, trägt der Ver-
mieter die Darlegungs- und Beweislast (BGH 
NJW 2009, 664 Rn. 20). 

Für den Anspruch des Mieters auf Minderung 
wegen einer tatsächlich geringeren Fläche als 
der vertraglich vereinbarten hat der Bundesge-
richtshof allerdings entschieden, dass ein ab-
weichendes Flächenmaß die Tauglichkeit der 
Mietsache zum vertragsgemäßen Gebrauch 
bereits dann erheblich mindert, wenn die tat-
sächliche Fläche um mehr als 10 % hinter der 
vertraglich vereinbarten Größe zurückbleibt. Ei-
ner zusätzlichen Darlegung des Mieters, dass 
infolge der Flächendifferenz die Tauglichkeit 
zum vertragsgemäßen Gebrauch gemindert ist, 
bedarf es dann nicht. Diese im Interesse der 
Praktikabilität und Rechtssicherheit gezogene 
Grenze von 10 % ist auch dann zugrundezule-
gen, wenn die Mietfläche im Mietvertrag nur mit 
"ca." angegeben ist. Dieser Rechtsprechung 
zur Wohnraummiete hat sich der für die Gewer-
beraummiete zuständige XII. Senat des Bun-
desgerichtshofs für Flächenabweichungen in 
der Gewerberaummiete angeschlossen (BGH 
NJW 2012, 3173 Rn. 14 ff. und BGH NJW 2005, 
2152, 2153). Das bedeutet jedoch nicht, dass 
bei einer Flächenunterschreitung von weniger 
als 10 % eine Mietminderung grundsätzlich aus-
geschlossen ist. Diese Rechtsprechung hat nur 
zur Folge, dass bei Flächenabweichungen, die 
diese Grenze von 10 % überschreiten, der Mie-
ter nicht gesondert darlegen muss, die Taug-
lichkeit der Mietsache zum vertragsgemäßen 
Gebrauch sei infolge der Flächenabweichun-
gen gemindert. Bleibt die Flächenabweichung - 
wie im vorliegenden Fall - hinter dieser Grenze 
zurück, kann sich der Mieter dagegen nicht auf 
diese tatsächliche Vermutung einer Beeinträch-
tigung der Gebrauchstauglichkeit der Mietsa-
che berufen. Er muss dann im jeweiligen Ein-
zelfall konkret darlegen und gegebenenfalls be-
weisen, dass durch die Flächenabweichung der 
vertragsgemäße Gebrauch der Mietsache be-
einträchtigt ist (OLG Dresden NJW-RR 2019, 
1294, 1296; OLG Düsseldorf GE 2012, 616, 
617; Kammergericht NJW-RR 2005, 1681). Ge-
messen hieran ist im vorliegenden Fall eine 
Minderung der Miete abzulehnen, weil der Mie-
ter seiner Darlegungslast nicht in ausreichen-
dem Maß nachgekommen ist. Insbesondere 
war der Vortrag des Mieters nicht ausreichend, 
er habe auf den fehlenden 10 m² im betroffenen 
Übungsraum vier zusätzliche Schüler unterrich-
ten und damit weitere Einnahmen generieren 
können. Denn mit diesem Vorbringen stellte der 
Mieter nur die abstrakte Behauptung auf, durch 
die Flächenabweichung seien ihm mögliche 
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Einnahmen verloren gegangen. Inwieweit der 
Mieter jedoch durch die geringere Nutzfläche 
konkret im Gebrauch des Übungsraums beein-
trächtigt wird, ergibt sich daraus nicht. Somit hat 
der Mieter nicht im ausreichenden Maße darge-
legt, dass er durch die geringe Flächenabwei-
chungen überhaupt in dem vertragsgemäßen 
Gebrauch der Mietsache beeinträchtigt ist. Er 
war demnach nicht zur Minderung der Miete be-
rechtigt. 

BGH, Urteil vom 25.11.2020 - XII ZR 40/19 

 

 Längere Nutzungsausfallentschädigung 
trotz Vollkaskoversicherung 

Es steht dem Geschädigten eines Kfz-Haft-
pflichtschadens, bei Beschädigung eines eige-
nen Kraftfahrzeugs, für die Entziehung der Nut-
zung eine Entschädigung zu. Dies kann in Form 
der Übernahme von erforderlichen Mietwagen-
kosten, Nutzungsausfallentschädigung oder 
Vorhaltekosten geschehen, je nach der Ver-
wendung des Fahrzeuges bzw. der Kompensa-
tion für den Entzug der Nutzung. Für alle drei 
Fälle kann es zu Streit hinsichtlich der erforder-
lichen Dauer für die Inanspruchnahme des 
Fahrzeugausfallschadens kommen. 

Es hatte der Bundesgerichtshof in einem Urteil 
vom 17.11.2020 - VI ZR 569/19 (NJW 2021, 
694) über einen Sachverhalt zu entscheiden, 
wonach ein Unfallgeschädigter eine Nutzungs-
ausfallentschädigung für insgesamt 42 Tage, 
bis zum Abschluss der Reparatur, geltend ge-
macht hat. Vorgerichtlich erstattet wurden 15 
Tage, im Übrigen hat die gegnerische Versiche-
rung auf einen Verstoß gegen die Schadens-
minderungspflicht verwiesen, insbesondere 
geltend gemacht, zur Vorfinanzierung der 
Schadensbeseitigung hätte der Geschädigte 
eine zur Verfügung stehende Vollkaskoversi-
cherung in Anspruch nehmen können. 

Es wurde durch den Bundesgerichtshof einer 
pauschalen Obliegenheit zur Inanspruchnahme 
einer eigenen Vollkaskoversicherung, zur Vorfi-
nanzierung der Schadensbeseitigung, eine Ab-
sage erteilt. Es wurde zutreffend darauf hinge-
wiesen, dass im Gegenteil teilweise davon aus-
gegangen wird, dass eine verfrühte Inanspruch-
nahme, vor einer Regulierungsentscheidung 
der eintrittspflichtigen Versicherung innerhalb 
angemessener Zeit, bereits als Verstoß gegen 
die Schadenminderungspflicht anzusehen ist. 

Da der Geschädigte nicht vorhersehen kann, 
wie sich die weitere Regulierung entwickelt und 
für den Fall der Notwendigkeit zur Geltendma-
chung eines Rückstufungsschadens in der ei-
genen Vollkaskoversicherung mit erheblichen 
Schwierigkeiten zu rechnen ist, war der Ge-
schädigte zur Vorfinanzierung nicht auf die Voll-
kaskoversicherung zu verweisen. 

Eine Ausnahme wurde in der Entscheidung be-
reits angedeutet, für den Fall, dass von Anfang 
an mit erheblichen Einwänden zur Haftung zu 
rechnen ist, mit Eigenanteil an der Unfallverur-
sachung, sodass mutmaßlich ohnehin die Inan-
spruchnahme der Vollkaskoversicherung auch 
wirtschaftlich geboten ist. 

Bundesgerichtshof, Urteil vom 17.11.2020 - VI 
ZR 569/19 

 

 Welcher über Prüfungsmaßstab gilt bei der 
Inhaltskontrolle einer Gemeinschaftsord-
nung? 

Die strengen Regelungen über die Inhaltskon-
trolle Allgemeiner Geschäftsbedingungen 
(§§ 307 ff. BGB) sind auf die Gemeinschaftsord-
nung der Wohnungseigentümer grundsätzlich 
nicht entsprechend anwendbar. Vielmehr findet 
nur eine Inhaltskontrolle nach § 242 BGB statt, 
demnach ist der Maßstab von Treu und Glau-
ben maßgebend. Eine Unwirksamkeit ist daher 
nur in absoluten Ausnahmefällen denkbar, so 
der Bundesgerichtshof. Der strenge Maßstab 
der §§ 307 ff. BGB findet nur dann ausnahms-
weise Anwendung, wenn die Gemeinschafts-
ordnung vorschreibt, dass die Wohnungseigen-
tum als Verbraucher bestimmte Verträge mit 
Dritten abschließen müssen. Hier muss die uni-
onsrechtliche Klauselrichtlinie (Richtlinie 
93/13/EWG) beachtet werden, die einen be-
stimmten Schutz bei Verbraucherverträgen vor-
sieht. Aus denselben Gründen unterliegt eine 
Gemeinschaftsordnung ebenfalls einer AGB-
Kontrolle, wenn der Inhalt des Verwaltervertra-
ges zum Bestandteil der Gemeinschaftsord-
nung gemacht worden ist. Der Bundesgerichts-
hof hat bei dieser Gelegenheit bestätigt, dass 
die Regelung in einer Gemeinschaftsordnung, 
wonach für die Ordnungsgemäßheit der Einbe-
rufung die Absendung an die Anschrift genügt, 
die dem Verwalter von dem Wohnungseigentü-
mer zuletzt mitgeteilt worden ist, wirksam ist. 
Darüber hinaus gilt diese Regelung auf alle 
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Wohnungseigentümer und nicht nur auf diejeni-
gen, die einen Wohnsitzwechsel nicht mitgeteilt 
haben. Diese Regelung findet sich oft in Ge-
meinschaftsordnungen. Die Entscheidung sorgt 
für weitere Rechtssicherheit und Praktikabilität, 
verhindert Beschlussanfechtungen aus forma-
len Gründen und einen enormen Verwaltungs- 
und Kostenaufwand der Verwaltungen, was zu 
begrüßen ist. Der Wohnungseigentümer, der 
keine Einladung erhalten hat, da sie z. B. auf 
dem Postwege verloren gegangen ist, kann 
seine Rechte in der Beschlussmängelklage gel-
tend machen. Wenn er die Frist schuldlos ver-
säumt, kann er Wiedereinsetzung gemäß den 
§§ 233 ff. ZPO verlangen und so die Anfech-
tungsfrist wahren. 

Bundesgerichtshof, Urteil vom 20.11.2020 - V 
ZR 196/19 

 Zum Kopfstimmrecht 

Der Bundesgerichtshof hat kürzlich eine weitere 
Facette des Kopfstimmrechtes entschieden. 
Wenn demnach mehrere Wohnungen nur teil-
weise identischen Miteigentümern gehören o-
der wenn der Miteigentümer einer Wohnung zu-
gleich Alleineigentümer einer anderen Woh-
nung ist, haben die Eigentümer jeder Wohnung 
bei Geltung des Kopfstimmrechtes je eine 
Stimme. Das Kopfstimmrecht eines Wohnungs-
eigentums entfällt nicht dadurch, wenn er Mitei-
gentümer einer anderen Wohnung wird oder 
bleibt. Das gilt auch, wenn er Mehrheitseigentü-
mer anderer Wohnungen ist oder wird. 

Bundesgerichtshof, Urteil vom 20.11.2020 - V 
ZR 64/20 

 

 Wann liegt ein Wohnraummietverhältnis 
vor? 

Für Wohnraummietverhältnisse sind verschie-
dene Sondervorschriften anzuwenden (z.B. zu 
den Kündigungsgründen, Mieterhöhungen, Ne-
benkostenabrechnungen). In einigen Fällen ist 
es schwierig festzustellen, ob ein Wohnraum-
mietverhältnis vorliegt. So genügt es nicht al-
lein, dass das Mietobjekt eine Wohnung ist. Der 
Bundesgerichtshof hatte am 13.01.2021 ent-
schieden, dass bei der Frage, ob ein Mietver-
hältnis über Wohnraum vorliegt auf den Nut-
zungszweck abzustellen ist, den der Mieter mit 
der Anmietung des Objektes vertragsgemäß 
verfolgt. Wenn der Zweck des Vertrages dahin 

geht, dass der Mieter die Räume weitervermie-
tet oder sonst wie Dritten - auch zu Wohnzwe-
cken - überlässt, sind die Vorschriften des 
Wohnraummieters auf das Mietverhältnis nicht 
anwendbar. In dem vom Bundesgerichtshof 
entschiedenen Fall hatte eine GmbH & Co. KG 
acht Wohnungen angemietet, die sie an Dritte 
zu Wohnzwecken weiter überlassen hat. Der 
Bundesgerichtshof entschied, dass die (stren-
gen) Vorschriften des Wohnraummietrechts 
nicht anwendbar sind. Der Nutzungszweck ging 
nämlich nicht dahin, dass der Mieter (eine 
GmbH & Co. KG) dort wohnen sollte. Dies ist 
bereits bei einer GmbH & Co. KG ausgeschlos-
sen, da sie keinen eigenen Wohnbedarf haben 
kann. Doch selbst bei einer natürlichen Person 
würde die Anmietung von acht Wohnungen ge-
gen eine Nutzung zu (eigenen) Wohnzwecken 
sprechen. Vielmehr war der Zweck der Anmie-
tung darauf gerichtet die Wohnräume nicht 
selbst zu Wohnzwecken zu nutzen, sondern an-
deren zur Verfügung zu stellen. Daher nutzte 
auch die Überschrift des Mietvertrages nichts, 
wo aufgeführt war, dass ein "Mietvertrag für 
Wohnraum" vorliegt und im § 1 dieses Vertra-
ges aufgeführt gewesen ist, dass die Mietob-
jekte "zu Wohnzwecken" vermietet werden. 
Denn bei der Auslegung ist maßgeblich auf den 
tatsächlichen Zweck abzustellen. Den Bestim-
mungen im Mietvertrag kommt allenfalls eine in-
dizielle Bedeutung zu. Damit waren die stren-
gen Vorschriften des Wohnraummietrechts im 
vom Bundesgerichtshof entschiedenen Fall 
nicht anwendbar. Der Bundesgerichtshof stellt 
in einer weiteren Entscheidung klar, welche Ab-
grenzungskriterien bei der Prüfung, ob ein 
Wohnraummietverhältnis vorliegt oder nicht, zu 
beachten sind. Der Wortlaut des Vertrages al-
lein ist dabei nicht maßgebend, sondern der tat-
sächlich verfolgte Zweck. 

Bundesgerichtshof, Urteil vom 13.01.2021 - VIII 
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